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In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt:

A. BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN GEMÄR 5 9 BAUGB L.V.M. 55 1 - 23 BAUNVO

1. Art der baulichen Nutzung (8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1.1. Auf den als GE gekennzeichneten Flächen wird Gewerbegebiet gemäß $ 8 BauN-
VO festgesetzt

1.1.1.Zulässig sind gem. $ 8 Abs. 2 BauNVO:

Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe

Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude

1.1.2.Im GE können gemäß $ 8 Abs. 3 BauNVO bzw. $ 1 Abs. 5 BauNVO bzw. $ 1 Abs. 9
BauNVO i.V.m. 8 31 Abs. 1 BauGB ausnahmsweise zugelassen werden:

Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber
und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in
Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind (8 8 Abs. 3 BauNVO)
Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke (8 8 Abs. 3
BauNVO)
Anlagen für sportliche Zwecke (8 1 Abs. 5 BauNVO)

1.1.3.im GE wird gemäß 9 1 Abs. 5 bzw. Abs. 6 BauNVO festgesetzt, dass folgende Nutzun-
gen und Anlagen im Gewerbegebiet unzulässig sind:

« Tankstellen ($ 1 Abs. 5 BauNVO)
« \Vergnügungsstätten (8 1 Abs. 6 BauNVO)

2. Maß der baulichen Nutzung ($ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

2.1. Grundflächenzahl (GRZ) ($ 17 und $ 19 BauNVO)
Im Gewerbegebiet ist eine maximale GRZ von 0,8 zulässig.
Eine Überschreitung der festgesetzten maximalen Grundfläche gemäß $ 19 Abs. 4 Satz
2 BauNVO ist nicht zulässig.

2.2. Höhe baulicher Anlagen ($ 18 BauNVO)
Siehe Planzeichnung
Die festgesetzte maximale Gebäudehöhe (Ghmax.) wird gemessen an dem oberen
Punkt der Dachkonstruktion (bei Flachdächern incl. Attika), ohne Berücksichtigung tech-
nischer Aufbauten auf den Gebäuden.

Die maximale Gebäude- und Anlagenhöhe darf durch technische Aufbauten um maximal
3 m auf maximal 5% der jeweiligen Dachfläche überschritten werden.

Die maximale Gebäude- und Anlagenhöhe darf durch Photovoltaikaniagen um maximal
0,8 m überschritten werden.

Hinweis: Zum Geländeverlauf wird auf die Vermessung (Faber&Müller Architekten
10/2024) verwiesen (Anlage 1 der Textfestsetzungen)
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3.

4.1.

4.2.

4.3.

4.4.

Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen
($ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)
Die überbaubaren und nicht überbaubaren Grundstücksflächen werden in der Planzeich
nung durch Baugrenzen im Sinne von $ 23 Abs. 3 BauNVO bestimmt.

Notwendige Zu- und Umfahrten dürfen auch außerhalb der überbaubaren Grundstücks-
flächen errichtet werden.

Stellplätze und Garagen im Sinne des $ 12 BauNVO sowie bauliche Nebenanlagen im
Sinne des $ 14 BauNVO in Form von Gebäuden bzw. Lagerflächen sind nur innerhalb
der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.
Gemäß 8 14 Abs. 2 BauNVO können die der Versorgung der Baugebiete mit Elektrizität,
Gas, Wärme und Wasser sowie zur Ableitung von Abwasser dienenden Nebenanlagen
in den Baugebieten als Ausnahme zugelassen werden, auch soweit für sie im Bebau-
ungsplan keine besonderen Flächen festgesetzt sind. Dies gilt auch für fernmeldetech-
nische Nebenanlagen sowie für Anlagen für erneuerbare Energien.

Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-
den, Natur und Landschaft i.V.m. Flächen für das Anpflanzen und die Erhaltung
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
($ 9 Abs. 1 Nr. 20 i.V.m. Nr. 25a und b BauGB)

4.

Maßnahme M1 - Gestaltung der nicht überbauten Flächen von Baugrundstücken
Die nicht überbauten Grundstücksflächen der bebauten Grundstücke sind, sofern sie
nicht als Grundstückszufahrt, Stellplatz oder für sonstige zulässige Nutzungen benötigt
werden, unversiegelt zu lassen und landschaftspflegerisch bzw. gärtnerisch anzulegen
und zu unterhalten. Hierbei ist Pflanzliste A zu beachten.

Hinweis: Eine Ausbringung von Nist- / Fledermauskästen sowie Insektenhotels wird

empfohlen.

Maßnahme M2 - Begrünung neuer Stellplätze
Im Geltungsbereich ist je sechs oberirdischer und nicht überdachter Stellplätze für Kraft-
fahrzeuge in direkter Zuordnung zu diesen Stellplätzen ein Laubbaum (Hochstamm, StU
16 bis 18 cm, mit Ballen gemäß Pflanzliste B) fachgerecht in einer ausreichend großen
Pflanzgrube (mindestens 6 m? große, offene Baumscheiben, durchwurzelbarer Raum
mindestens 12 m?) zu pflanzen. Die Pflanzung hat mit Herstellung der Parkplätze zu
erfolgen und ist mit Ersatzverpflichtung dauerhaft zu erhalten. Die Bäume sind dauerhaft
gegen Anfahren zu schützen,

Hinweis: Es wird eine Überstellung der Stellplätze durch die zu pflanzenden Bäume emp-
fohlen.

Maßnahme M3 - Befestigung neuer Stellplätze

Stellplätze sind mit wasserdurchlässigem Belag zu erstellen. Der Abflussbeiwert darf 0,7
nicht übersteigen. Auch der Unterbau ist entsprechend wasserdurchilässig herzustellen.

Maßnahme MA4 - Fläche für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen
Die mit M4 gekennzeichneten Fläche ist in ihrer jetzigen Vegetationsausprägung zu er-
halten und durch extensive Pflege dauerhaft zu sichern.
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4.5.

1.2.

Ergänzend ist auf der Fläche die Anlage einer Rückhalte- und Versickerungsanlage in

Form einer Mulden-Rigole zulässig. Die Rückhaltemulde / Versickerungsmulde ist natur-
nah in Erdbauweise anzulegen. Die Uferrandbereiche sollen flach geneigt ausgestaltet
werden. Oberboden ist nach Ausmodellierung der Mulden nur dünn bis 10 cm Stärke
aufzubringen. Es erfolgt eine Ansaat mit einer artenreichen Wiesensaatgutmischung für
nasse Standorte.

Auf eine regelmäßige Mahd zur Pflege ist zu verzichten. Räumungen des Beckens / der
Gräben sind auf ein unbedingt technisch notwendiges Mindestmaß zu beschränken und
ausschließlich außerhalb der Vegetationsperiode durchzuführen.

Maßnahme M5 - Erhalt eines Gehölzstreifens

Der in der mit M5 gekennzeichneten Fläche vorhandene Gehölzstreifen ist als solcher
zu erhalten bzw. durch Neupflanzungen neu anzulegen oder zu ergänzen.

Pflegemaßnahmen sind auf ein unbedingt notwendiges Maß zu beschränken. Die
Strauchgehölze sind bei Bedarf fachgerecht und sachgemäß zurückzuschneiden. Ein
„auf den Stock setzen" ist grundsätzlich zu vermeiden.

Die Pflegemaßnahmen sind ausschließlich im Zeitraum von Anfang Oktober bis Ende
Februar, d.h. außerhalb der Brutzeiten der Avifauna, durchzuführen.

Die Begrünung der nicht mit Gehölzen bepflanzten Bereiche hat mit einer Gras- / Kräu-
tersaatgutmischung zu erfolgen.
Hinweis: AufDünger und Pflanzenschutzmittel sollte verzichtet werden.

BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN IM RAHMEN
DES BEBAUUNGSPLANES)

Aufnahme von auf Landesrecht beruhenden Regelungen in den Bebauungsplan gemäß
59 Abs. 4 BauGB i.V.m. 8 88 Landesbauordnung (LBauO).
Der räumliche Geltungsbereich der Satzung ist deckungsgleich mit dem räumlichen Gel-
tungsbereich des Bebauungsplans.

Äußere Gestaltung baulicher Anlagen ($ 88 Abs. 1 Nr. 1 LBauO)1.

1.1, Fassadengestaltung
Für die Fassadengestaltung sind grelle, glänzende oder stark reflektierende Materialien
und Farben i.V.m. 55 LBauO (Verunstaltungsverbot) nicht zulässig.

Materialien im Dachbereich / Begrünung von Dächern und Fassaden
Für die Dacheindeckung sind stark blendende oder reflektierende Materialien unzuläs-
sig.

Dachbegrünungen, Fassadenbegrünungen sowie Solar- / Photovoltaikanlagen im Dach-
bereich sind uneingeschränkt zulässig.

Einfriedungen {$ 88 Abs. 1 Nr. 3 LBauO)2.

Mauerwerk oder sonstige geschlossene Elemente sind nur auf einer Höhe von max.
0,5 m zulässig. Die Gesamthöhe der Einfriedung darf 1,1 m nicht überschreiben.

Ergänzend sind offene Einfriedungen in Form von Zäunen bis zu einer Gesamthöhe von
max. 2,0 m zulässig, wenn diese mit einem vorgelagerten Grünstreifen von mind. 1,5 m

BBP Stadtplanung Landschaftsplanung Kaiserslautern
| www.bbp-kl.de Seite 3 von 18



Bebauungsplan „Auf der Acht, In der Hübelwiese, In der untersten Hartz, 1. Änderung" Spabrücken

Textfestsetzungen Satzungsfassung

Breite und mind. in voller Höhe, maßgeblich ist die zu erwartende Endwuchshöhe der

Gehölze, intensiv abgegrünt wird.

Als offene Einfriedung gelten solche, die mindestens 70 v.H. offene Fläche aufweisen

und nicht den Eindruck einer geschlossenen Wand erwecken.

Heimische Laubhecken sind bis zu einer Höhe von 2 m zulässig.

3. Gestaltung der nicht überbauten Grundstücksflächen

Die Befestigung von Grundstücksfreiflächen ist nur zulässig, wenn dies wegen Art und

Nutzung dieser Flächen erforderlich ist.

Abgrabungen über 1,00 m Tiefe ab natürlicher Geländeoberfläche sind am Gebäude
nicht zulässig. Ansonsten gelten die Regelungen der entsprechenden Fachgesetze.

4. Stellplätze für Abfallbehälter

Müllbehälter und Abfallsammelplätze sind, soweit sie nicht in das Gebäude integriert
werden und vom öffentlichen Straßenraum aus einsehbar sind, mit einem Sichtschutz
zu umgeben.

5. Werbeanlagen ($ 88 Abs. 1 Nr. 1 LBauO)
Die Höhe sämtlicher Werbeanlagen einschließlich Pylone, Fahnen und dergleichen darf

die maximale Gebäudehöhe (Ghmax) nicht überschreiten.

Das Anbringen von Werbeanlagen auf Dächern ist nicht zulässig.

Lichtwerbungen mit bewegtem, laufendem, blendendem oder im zeitlichen Wechsel auf-
leuchtendem Licht sind nicht zulässig. Ebenfalls unzulässig ist Leuchtwerbung in Form

von Himmelsstrahlern (sog. Skybeamern) bzw. lichtstarken, bündelnden Werbe-schein-
werfern.
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C.

1.

2.2.

2.3.

HINWEISE UND EMPFEHLUNGEN OHNE FESTSETZUNGSCHARAKTER

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des $ 89 LBauO handelt, wer den Festsetzungen der nach
8 88 1BauO i.V.m. $ 9 Abs. 4 BauGB erlassene Bauvorschriften zuwiderhandelt.

Verstöße gegen Festsetzungen nach $ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB (Pflanzvorschriften) kön-
nen gemäß 8 213 BauGB als Ordnungswidrigkeiten geahndet werden.

Hinweise zu artenschutzrechtlichen Belangen2.

2.1. Baufeldberäumung
Aus dem Baufeld bzw. den BE-Flächen werden für Reptilien besonders attraktive Struk-
turen mit einer Eignung als Versteckplatz (etwa Reisighaufen, Holzstapel, Steinplatten
bzw. größere lose Steine u. ä.) entfernt. Die Flächen innerhalb des Baufeldes werden
gemäht; das Mahdgut wird vollständig von der Fläche abgeräumt.

Zweistufige Rodung unter Beachtung der Rodungszeiträume
Nach 9 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG dürfen in der „Schonzeit" vom 1. März bis 30. Sep-
tember eines jeden Jahres keine größeren Eingriffe in Gehölzbestände (Verbot Bäume,
Hecken, lebende Zäune, Gebüsche abzuschneiden oder auf den Stock zu setzen oder
zu beseitigen) erfolgen. Bei Eingriffen in Natur und Landschaft auf Grund der Aufstellung
eines Bebauungsplanes ist über Vermeidung, Ausgleich und Ersatz nach den Vorschrif-
ten des BauGB gemäß $ 18 Abs.1 BNatSchG zu entscheiden. Bei zulässigen Bauvor-
haben im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes kann bezüglich des Rückschnitts-
verbotes die Legalausnahme nach $ 39 Abs. 5 S. 2 Nr. 4 BNatSchG greifen, sofern nur

geringfügiger Gehölzbewuchs zur Verwirklichung der Baumaßnahme beseitigt werden
muss. Die Artenschutzbestimmungen gemäß der $$ 37, 39 und 44 BNatSchG sind je-
doch jederzeit zwingend zu beachten. Heimische Tierarten (in Gehölz Vögel bzw. Fle-
dermäuse) dürfen nicht beeinträchtigt werden, noch dürfen deren Nistplätze / Zufluchts-
stätten zerstört werden. Hierfür sind vor einem Gehölzeingriff die betroffenen Gehölze
jederzeit (auch außerhalb der Vegetationsperiode und somit in der grundsätzlich zuläs-
sigen Zeit für Gehölzrückschnitte) durch eine fachkundige Person auf das Vorkommen
von Foripflanzungs- und Ruhestätten (z.B. Baumhöhlen, Vogelnester, Strukturen wie
Spalten, Risse, abstehende Rinde) bzw. besonders geschützter Tierarten zu überprüfen,
um die Verbote des & 44 Abs. 1 BNatSchG ausschließen zu können. Bei entsprechenden
Feststellungen ist das weitere Vorgehen mit der unteren Naturschutzbehärde abzustim-
men.

Aufgrund des möglichen Vorkommens der Haselmaus, dürfen innerhalb der Rodungs-
periode zunächst nur die oberirdischen Gehölzstrukturen entfernt werden, während die
Wurzelstöcke im Boden verbleiben. Auch muss das gerodete Material unmittelbar ab-
transportiert werden. Hierbei hat die schonende Beseitigung der oberirdischen Gehölz-
strukturen (auf Stock setzen) nur bei niedrigen Temperaturen zu erfolgen.

Entnahme Wurzelstöcke
Im Anschluss an die Fällung / Beseitigung oberirdischer Gehölzstrukturen verbleiben die
Wurzeistöcke zunächst im Boden. Diese dienen der Haselmaus als Überwinterungs-
quartier. Nach Aufwachen der Tiere im Frühjahr flüchten diese in umliegende Gebüsche
/ Sträucher, sodass dann die Wurzelstöcke entfernt werden können. Ein Entfernen der
Wurzeistöcke ist ab April möglich.
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2.4.

2.5.

3.2,

Insektenfreundliche Beleuchtung nach aktuellem Stand der Technik

Für öffentliche sowie private Außenbeleuchtung sollte darauf geachtet werden, dass:

die Gehäuse eine Richtcharakteristik aufweisen, welche unnötige Lichtemissionen

vermeidet,
= nur vollständig abgeschlossener Lampengehäuse zu Verwendung kommen, die ein

Eindringen von Insekten verhindern,

nur Gehäuse verwendet werden, deren Oberfläche nicht heißer als 40°C werden,

nur warmweiße Farbtemperaturen mit möglichst wenig kurzwelligen blauen Lichtan-

teilen (max. 3.000 Kelvin) verwendet werden.

Baumhöhlenkontrolle

Sämtliche zu rodenden Gehölze sind auf ein Vorhandensein von Höhlen und Spalten hin

zu überprüfen. Bäume ohne Höhlen können dann unter Beachtung der gesetzlich vor-

gegebenen Rodungszeiten gerodet werden. Die Bäume bei welchem Höhlen und / oder

Spalten festgestellt werden, müssen mittels endoskopischer Kontrolle durch eine fach-

kundige Person auf einen Besatz durch Fledermäuse, Vögel, Kleinsäuger o.ä. überprüft

werden. Ist die Überprüfung negativ, müssen die Bäume unmittelbar gefällt werden oder

so verschlossen werden, dass bis zur Fällung ein erneuter Besatz sicher auszuschließen

ist. Bäume, die einen Besatz aufweisen sind zunächst zu erhalten und erst nach einer

negativen Kontrolle und Verlassen des Tieres unter Beachtung der oben genannten Ro-

dungszeiten zu fällen. In diesem Fall, müssen dann auch in der Umgebung als Ersatzle-

bensraum Nist- bzw. Fledermauskasten im Rahmen einer GEF-Maßnahme im Vorfeid

der Rodungen ausgebracht werden um den Verlust auszugleichen. Das genaue Vorge-

hen hierzu ist mit der zuständigen Naturschutzbehörde abzustimmen.

Hinweise zum Themenbereich „Pflanzungen"3.

3.1. Anpflanzungen gem. $ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB

Bei der Auswahl der Pflanzware ist $ 40 BNatSchG zu beachten, wonach ab dem

1. März 2020 nur gebietseigene Gehölze aus dem Vorkommensgebiet Nr. 4 (Westdeut-

sches Bergland und Oberrheingraben) zu verwenden sind. Bei der Fertigstellungs- und

Entwicklungspflege ist die DIN 18916 zu beachten.

Dachbegrünung
Begrünte Dächer führen nachweislich zu einem verbesserten Kleinklima, fördern die Re-

genwasserrückhaltung, das Innenraumklima, die Dämmwirkung der Dachhaut und deren

Lebensdauer. Die meisten dieser Effekte korrelieren mit dem ganzheitlichen Konzept

einer nachhaltigen und klimaangepassten Baulandentwicklung.

Vor diesem Hintergrund wird empfohlen, Flachdächer und flachgeneigte Dächer (bis 10°

Neigung) von Haupt- und Nebengebäuden ab einer Größe von 10 m? extensiv zu begrü-

nen.

Eine flächendeckende und dauerhafte Dachbegrünung sollte mit einer Substratschicht

von mindestens 6 cm angelegtwerden. Die Begrünung sollte mit einer niedrigwüchsigen,

trockenheitsresistenten Gräser-/Kräutermischung für Dachflächen vorgenommen wer-

den und dieser zusätzlich Sedumsprossen zur schnelleren Begrünung beigegeben wer-

den (siehe nachfolgende Pflanzliste). Die Bepflanzung sollte dauerhaft erhalten und ge-

pflegt werden.

Eine Begrünung von Dächern mit größerer Neigung ist ebenfalls möglich. Eine Kombi-

nation mit Solar- / Photovoltaikmodulen ist ebenfalls möglich und kann zudem zu einer
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3,3.

Leistungssteigerung der Module durch Senkung der Umgebungstemperatur durch Be-
grünung führen.

Pflanzliste Dachbegrünung
Die Dachbegrünung sollte mit einer niedrigbleibenden Gräser-/Kräutermischung für
Dachflächen erfolgen, der zur schnelleren Begrünung Sedum-Sprossen zugegeben wer-
den sollen. Hierbei sollte auf die geprüfte Mischung RSM 6.1 Extensive Dachbegrü-
nung (Regelaussaatmenge: 5g/qm) gemäß den Regelsaatgutmischungen der For-
schungsgesellschaft Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e.V. (FLL) zurückgegrif-
fen werden. Diese garantieren eine ausgewogene Mischung mit standortgerechten Grä-
ser- und Kräuterarten mit gutem Anwuchsergebnis. Der Ansaat können Sedum-Spros-
sen sowie eine Saatmischung an Blühstauden beigemischt werden.

Auswahl an geeigneten Sedum-Arten zur Beimischung der Ansaat:
Sedum album in Sorten Weißer Mauerpfeffer

Sedum cauticola September-Feithenne

Sedum floriferum „Weihenst, Gold" Gold-Feithenne

Sedum hybridum „Immergrünchen Mongolen-Fetthenne

Sedum reflexum Tripmadam

Sedum sexangulare Milder Mauerpfeffer

Sedum spectabile „Herbstfreude" Große Pracht-Fetthenne

Sempervivum-Hybriden Dachwurz-Hybriden

Fassadenbegrünung
Ähnlich einer Dachbegrünung bietet auch eine Fassadenbegrünung zahlreiche positive
Wirkungen auf das Gebäude sowie die unmittelbare Umgebung bzw. das Mikroklima.
Die Effekte auf Luftfeuchtigkeit, Schadstoffgehalt sowie Artenvielfalt sind aufgrund des
größeren Pflanzenhabitus und des gesamten Wachstums deutlich besser als bei einer
einfachen Dachbegrünung.
Vor diesem Hintergrund wird empfohlen, ungegliederte, geschlossene Fassadenab-
schnitte ab einer Größe von 50 m? dauerhaft mit Rank- oder Kletterpflanzen zu begrü-
nen. An den betreffenden Wandflächen sollte mindestens alle 4 m eine Pflanze gesetzt
werden (geeignete Pflanzen hierzu siehe nachfolgende Pflanzliste).
Hinsichtlich der Farbgestaltung der Fassaden sollte eine landschaftsangepasste Farbe
(d.h. erdverwandte Braun- bzw. Grüntöne) gewählt werden.

Pflanzliste Fassadenbegrünung
Aristolochia macrophylia Pfeifenwinde
Clematis in Sorten Waldrebe
Hedera helix Efeu
Lonicera henril Jelängerjelieber
Parthenocissus spec. Wilder Wein
Rosa spec. Kletterrosen
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3.4.

4.2.

4.3.

4.4.

4.5.

Schutz von Bäumen, Pflanzbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnah-
men gemäß DIN 18920
Zum Schutz, besonders gegen mechanische Schäden am Stamm-, Wurzel- und Kro-
nenbereich sind für das Feldgehölz Schutzmaßnahmen gemäß DIN 18920 zu treffen.
Außerdem sind die Vorschriften zum Schutz von Bäumen und Vegetationsbeständen
der RAS-LP 4 zu beachten. Zum Schutz vor Beeinträchtigungen sind für die an den Ar-
beitsbereich angrenzenden Gehölze Schutzmaßnahmen, z.B. Bauzaun, Absperrung der
Flächen mit Bändern o.ä. zu treffen.

Hinweise zum Themenbereich „Boden"4.

Hinweise zum Baugrund und zu Erdarbeiten4.1.

Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsätzlich die einschlägigen Regelwerke (u.a.
DIN 1054, DIN 4020, DIN 4124, DIN EN 1997-1 und -2) zu berücksichtigen.
Die Durchführung von grundstücksbezogenen Baugrunduntersuchungen wird empfoh-
len.

Hinweise zum Schutz des Oberbodens gemäß DIN 18915 und DIN 19731

Vorhandener Oberboden ist vor Beginn der Bauarbeiten abzuschieben und fachgerecht
bis zur Wiederverwendung zu lagern, um seine Funktion als belebte Bodenschicht und
Substrat zu erhalten. Er darf nicht durch Baumaschinen verdichtet, mit Unterboden ver-
mischt oder überlagert werden. Die Vorgaben der DIN 18915 (schonender Umgang mit

Oberboden) sind zu beachten, siehe auch 9 202 BauGB.
Anfallender unbelasteter Erdaushub ist einer Wiederverwertung zuzuführen und soweit
wie möglich auf dem Baugrundstück selbst wieder einzubauen und landschaftsgerecht
zu modellieren.

Altablagerungen/Altlasten
Informationen über Altstandorte bzw. Ablagerungen im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans liegen weder der Gemeinde Spabrücken, noch der Verbandgemeindeverwal-
tung Rüdesheim / Nahe vor. Sollten wider Erwarten bei Baumaßnahmen Abfälle (z.B.
Bauschutt, Hausmüll etc.) angetroffen werden oder sich sonstige Hinweise (z.B. geruch-
liche / visuelle Auffälligkeiten) ergeben, ist die Struktur- und Genehmigungsdirektion
Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft und Bodenschutz Koblenz, um-

gehend zu informieren

Altbergbau
Das Landesamt für Geologie und Bergbau teilt im Rahmen der Beteiligung der Träger
öffentlicher Belange mit, dass der Geltungsbereich von dem auf Eisen verliehenen, be-
reits erloschenen Bergwerksfeld „Eselsbruch" überdeckt wird. Aktuelle Kenntnisse über
die letzte Eigentümerin liegen dem Landesamt jedoch nicht vor.

Archäologische Denkmäler und Funde
Im Geltungsbereich befinden sich keine Kulturdenkmäler oder kulturhistorisch interes-
santen Baulichkeiten. Über archäologische Fundstellen oder Bodendenkmäler ist eben-
falls nichts bekannt.! Da bei Erdbewegungen Fundstellen kulturgeschichtlich bedeutsa-
mer Denkmäler jedoch angeschnitten oder aus Unkenntnis zerstört werden könnten, ist

1 https://gdke.rip.de/wer-wir-sind/landesdenkmalpflege/anleitungen-antraege-formulare-und-informationen/denk-
malliste, Zugriff 09/2024
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4.6.

der Beginn von Erdarbeiten rechtzeitig der Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion
Landesarchäologie, Außenstelle Mainz anzuzeigen.

Nachfolgende Ausführungen sind als Auflagen der Generaldirektion Kulturelles Erbe
Rheinland-Pfalz, Direktion Landesarchäologie, Außenstelle Mainz in die Bauausfüh-
rungspläne zu übernehmen:

Bei der Vergabe der Erdarbeiten hat der Bauträger bzw. Bauherr die ausführenden
Firmen vertraglich zu verpflichten, der Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Ar-
chäologie, vier Wochen im Voraus den Beginn der Arbeiten anzuzeigen, damit diese,
sofern notwendig, überwacht werden können (GDKE Landesarchäologie Mainz,
Große Langgasse 29, 55116 Mainz. E-Mail: landesarchaeologie-
mainz@adke.rip.de).
Der Bauträger bzw. Bauherr hat die ausführenden Baufirmen eindringlich auf die
Bestimmungen des Denkmaischutzgesetzes (DSchG) (vom 23.03.1978, GVBl. S.
159, zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 28.09.2021, GVBl. S. 543)
hinzuweisen. Danach ist jeder zu Tage kommende archäologische Fund unverzüglich
zu melden, die Fundstelle soweit als möglich unverändert zu lassen und die Gegen-
stände sorgfältig gegen Verlust zu sichern.

Die vorgenannten Vorschriften entbinden den Bauträger bzw. Bauherrn jedoch nicht
von der Meldepflicht und Haftung gegenüber der zuständigen Fachbehörde.

Sollten archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der archäologischen Denk-
malpflege ein angemessener Zeitraum einzuräumen, damit Rettungsgrabungen, in

Absprache mit den ausführenden Firmen, planmäßig, den Anforderungen der heuti-
gen archäologischen Forschung entsprechend, durchgeführt werden können. Eine fi-
nanzielle Beteiligung des Veranlassers richtet sich in diesem Zusammenhang nach $
21 Abs. 3 DSchG und der entsprechenden Verwaltungsvorschrift und ist im Vorfeld
mit der zuständigen Fachbehörde abzustimmen.

« In den Bauzeitenplänen sind entsprechende Zeiten für archäologische Arbeiten vor-
zusehen. Die ungestörte Bewahrung archäologischer Fundstellen hat prinzipiell Vor-
rang vor Ausgrabung und Dokumentation.

* Die Meldepflicht gegenüber der Denkmalfachbehörde Landesarchäologie gilt bereits
für Bodeneingriffe zur Vorbereitung der eigentlichen Baumaßnahmen, etwa Mutter-

bodenabtrag.
» Die Meldepflicht gegenüber der Denkmalfachbehörde Landesarchäologie gilt bereits

für Bodeneingriffe zur Vorbereitung der eigentlichen Baumaßnahmen, etwa Mutter-

bodenabtrag.

Hinweise zur Radonvorsorge
Radon ist ein radioaktives Edelgas, das aus dem natürlich vorkommenden, radioaktiven
Schwermetall Uran entsteht. Da Uran, wenn auch nur in geringer Konzentration, fast
überall in der Erdkruste vorhanden ist, ist Radon dort ebenfalls im Erdreich nachzuwei-
sen. Das gasförmige Radon kann in diesem Zusammenhang mit der Bodenluft über
Klüfte im Gestein und durch den Porenraum der Gesteine und Böden an die Erdoberflä-
che wandern.

In der Luft außerhalb von Gebäuden wird das aus dem Boden austretende Radon, von
dem es keine stabilen, sondern nur radioaktive Isotope gibt, sofort durch die Atmosphä-
renluft auf sehr niedrige Konzentrationen verdünnt. Innerhalb von Gebäuden können je-
doch aufgrund des Bauuntergrundes und der Bauweise beträchtliche
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Radonkonzentrationen auftreten. Die Radonkonzentration hängt in diesem Zusammen-

hang von den folgenden Faktoren ab:

technische Einflüsse des Bauwerks (wie z.B. Dichtigkeit des Gebäudes gegen Ra-
doneintritt durch die Bodenplatte und erdberührende Wände, Luftdichtigkeit von
Fenster und Türen, Lüftungsverhalten der Bewohner),

geologische Eigenschaften des Baugrunds (Uran- bzw. Radongehait der Gesteine
und Böden im Baugrund, Wegsamkeiten für das Radon im Erdreich, wie beispiels-
weise tektonische Störungen).

Radon und seine Zerfallsprodukte senden ionisierende Strahlen aus, die die Zellen eines
lebenden Organismus schädigen können, insbesondere wenn dieser langfristig und dau-
erhaft dieser Strahlung ausgesetzt ist. Daher wurde mit dem Strahlenschutzgesetz
(StrlSchG) am31.12.2018 erstmals ein Referenzwert für Radon in Innenräumen von 300

Becquerel pro Kubikmeter (Bq/m?) eingeführt. Ein Referenzwert ist jedoch kein Grenz-
wert. Vielmehr stellt er einen Orientierungsmaßstab dafür dar, welche bauliche Schutz-
maßnahmen ergriffen werden sollen, um den Referenzwert zu unterschreiten.

Das StrISchG definiert hierzu sogenannte Vorsorgegebiete, für die erwartet wird, dass
dieser Referenzwert in einer beträchtlichen Zahl von Gebäuden überschritten wird. Dies
ist nach gegenwärtigem Sachstand des Landesamtes für Umwelt Rheinland-Pfalz in

Rheinland-Pfalz in keiner Verbandsgemeinde der Fall.

Das Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz untersucht zudem seit 2007
für das Ministerium für Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten die hierzu relevanten

geologischen Parameter in Rheinland-Pfalz. Die Ergebnisse können unter nachfolgen-
dem Link betrachtet werden: https://gda-wasser.rip-umwelt.de/5DAWasser/client/giscli-
ent/index.html?&applicationld=86183, Zugriff 02/2024.

Es wird in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass die dort abgebildeien, lan-
desweiten Karten zu Radon aufgrund des Maßstabes zu Vereinfachungen Zwingen und

deshalb nur zur Orientierung dienen. Lokal sind starke Abweichungen von dem darge-
stellten Radonpotential möglich.
Die bisher gemessenen Radonkonzentrationen in der Bodenluft lassen jedoch den
Schluss zu, dass bei geeigneter Bauausführung praktisch überall in Rheinland-Pfalz Ge-
bäude errichtet werden können, die den notwendigen Schutz vor Radon bieten. Effizi-
ente und preiswerte Maßnahmen gegen Radon lassen sich am besten beim Bau eines
Gebäudes verwirklichen.
Nach derzeitigem Kenntnisstand ist davon auszugehen, dass bei Radonkonzentrationen
in der Bodenluft unter 100.000 Bq/m? (dies entspricht einem Radonpotential über 44)
bereits eine durchgehende Betonfundamentplatte und ein normgerechter Schutz gegen
Bodenfeuchte in der Regel einen ausreichenden Schutz vor Radon bieten. Lediglich bei

höheren Werten ist eine weitergehende Vorsorge anzustreben (wie z.B. eine radon-
dichte Folie unter der Bauplatte).
Grundsätzlich empfiehlt das Landesamt für Geologie und Bergbau daher Radonmessun-

gen in der Bodenluft in Abhängigkeit von den geologischen Gegebenheiten des Bauplat-
zes. Die Ergebnisse sollten Grundlage für die Bauplaner / Bauherren sein, sich ggf. für
bauliche Vorsorgemaßnahmen zu entscheiden. Werden Werte über 100.000 Becquerel
Radon pro Kubikmeter Bodenluft festgestellt, wird angeraten, bauliche Vorsorgemaß-
nahmen zu treffen, um den Eintritt des Radons ins Gebäude weitgehend zu verhindern.

Das Landesamt für Geologie und Bergbau bittet in diesem Zusammenhang darum, dass
ihm gegebenenfalls die Ergebnisse der Radonmessungen mitgeteilt werden, damit diese
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AT.

in anonymisierter Form zur Fortschreibung der Radonprognosekarte von Rheinland-
Pfalz genutzt werden können.

Das Landesamt für Geologie und Bergbau weist des Weiteren daraufhin, dass Studien
ergeben haben, dass für Messungen im Gestein/Boden unbedingt Langzeitmessungen
(ca. 3 bis 4Wochen) notwendig sind. Kurzzeitmessungen sind hierbei nicht geeignet, da
die Menge des aus dem Boden entweichenden Radons in kurzen Zeiträumen sehr stark
schwankt. Dafür sind insbesondere Witterungseinflüsse wie Luftdruck, Windstärke, Nie-
derschläge oder Temperatur verantwortlich. Nur so können aussagefähige Messergeb-
nisse erzielt werden. Es wird deshalb empfohlen, die Messungen in einer Baugebietsflä-
che an mehreren Stellen, mindestens 6 je Hektar, gleichzeitig durchzuführen. Die Anzahl
kann aber in Abhängigkeit von der geologischen Situation auch höher sein.

Die Arbeiten sollten von einem mit diesen Untersuchungen vertrauten Ingenieurbüro
ausgeführt werden und dabei die folgenden Posten enthalten:
« Begehung der Fläche und Auswahl der Messpunkte nach geologischen Kriterien,
s radongerechte, ca. 1 m Tiefe Bohrungen zur Platzierung der Dosimeter, dabei boden-

kundliche Aufnahme des Bohrgutes,
= fachgerechter Einbau und Bergen der Dosimeter,

Auswertung der Messergebnisse, der Bodenproben sowie der Wetterdaten zur Er-
mittlung der Radonkonzentration im Messzeitraum und der mittleren jährlichen Ra-
donverfügbarkeit,

» Kartierung der Ortsdosisleistung (gamma),
» Interpretation der Daten und schriftliches Gutachten mit Bauempfehlungen.
Weitere Fragen zur Geologie im betroffenen Baugebiet sowie zur Durchführung der Ra-
donmessung in der Bodenluft beantwortet das Landesamt für Geologie und Bergbau
Rheinland-Pfalz (Internet: www.igb-rip.de; Telefon: 06131/9254-0).
Weiterführende Informationen zum Thema Radonschutz von Neubauten und Radonsa-
nierungen können auch dem „Radon-Handbuch" des Bundesamtes für Strahlenschutz
entnommen werden. Weiterhin steht zu der Thematik „Radon in Gebäuden bzw. in der
Bodenluft" die Radon-Informationsstelle im Landessamt für Umwelt (E-Mail: ra-
don@lfu.rip.de; Telefon: 06131/6033-1263) zur Verfügung.

Hinweise zum Geologiedatengesetz
Nach dem Geologiedatengesetz ist die Durchführung einer Bohrung bzw. einer geologi-
schen Untersuchung spätestens zwei Wochen vor Untersuchungsbeginn beim Landes-
amt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz anzuzeigen. Für die Anzeige sowie die
spätere Übermittlung der Bohr- und Untersuchungsergebnisse steht das Online-Portal
„Anzeige geologischer Untersuchungen und Bohrungen Rheinland-Pfalz" unter

https://geoldg.igb-rip.de zur Verfügung.
Weitere Informationen zum Geologiedatengesetz finden sich auf den Internetseiten des
Landesamtes für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz sowie im Fragenkatalog unter
https://www.Igb-rlp.de/fachthemen/geologiedatengesetz/fag-geoldg.htmi.
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5, Hinweise zum Themenbereich „Wasser"

5.1. Schutz vor Starkregen

5.2.

5.3.

5.4.

Im Geltungsbereich besteht gemäß der Gefährdungsanalysen des Landesamts für Um-
welt Rheinland-Pfalz? eine geringe Gefährdung durch Sturzfluten nach Starkregen.
Grundsätzlich ist jedoch nie auszuschließen, dass es zu einer Überlastung des Regen-
wasserbewirtschaftungssystems aufgrund Regenereignissen größerer Intensität oder
Dauer, bei Regen auf gefrorenem Untergrund oder bei Schneeschmelze kommen kann.
Bei extremen Wetterereignissen besteht zudem aufgrund der topographischen Lage
grundsätzlich eine Gefährdung, dass es zu wild abfließenden Oberflächenabflüssen
kommen kann. :

Um in solchen Fällen Überflutungen von Gebäuden zu vermeiden, sollten - auch unter
Verweis auf 9 5 Abs. 2 WHG - daher entsprechende Schutzvorkehrungen (wie z.B. an-
gepasste Bauweise, keine bodengleichen Gebäudeöffnungen, Objektschutz (Höhenlage
von Lichtschächten, -höfen und Einstieg von Kellertreppen), Erhalt von Notabflusswe-

gen) durch den Bauherrn in Erwägung gezogen werden. Maßnahmen zur Verbesserung
des Überflutungsschutzes sind darüber hinaus auch in die Freiflächengestaltung integ-
rierbar.

Sammlung von Niederschlagswasser
Die Sammlung von Niederschlagswasser in Zisternen als Brauchwasser (z.B. zur Grün-
flächenbewässerung) wird ausdrücklich empfohlen.
Für die Planung und den Bau von Regenwassernutzungsanlagen ist die DIN 1989, Teil
1 zu berücksichtigen. Die Inbetriebnahme der Regenwassernutzungsanlage ist entspre-
chend der Bestimmungen der Trinkwasserverordnung dem örtlichen Wasserversorger
zu melden, um eine negative Beeinflussung des Trinkwassersystems auszuschließen.
Wird das Niederschlagswasser im Haushalt verwendet und als Abwasser entsorgt, so
ist die Wassermenge durch einen geeichten Wasserzähler zu messen und dem Entsor-

gungsträger zu melden.

Umgang mit potenziell verunreinigtem Niederschlagswasser
Für potenziell verunreinigtes Niederschlagswasser ist die sachgerechte Wiedereinlei-
tung in den natürlichen Wasserkreislauf gemäß DWA-Regelwerk DWA-A 138-1 (Oktober
2024) unter Berücksichtigung der ggf. erforderlich werdenden Behandlungsmaßnahmen
zu ermitteln.

Wasserrechtliche Erlaubnis

Für die geplante Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers (Muldenversicke-
rung / Benutzung nach $ 9 Wasserhaushaltsgesetz (WHG)) ist bei der zuständigen Was-
serbehörde die wasserrechtliche Erlaubnis nach 9 8 WHG i. V. m. $ 19 Landeswasser-
gesetz (LWG) zu beantragen.

Schutz von Kabeltrassen und Leitungen6.

Im Hinblick auf die gemeinsame Nutzung des unterirdischen Raums durch Bäume und

Leitungen sind bei Neupflanzung von Bäumen bzw. Neubau von unterirdischen Leitun-

gen sowie Änderungen im Bestand die einschlägigen DIN-Vorschriften (DIN 18920

2 https://wasserportal.rip-umwelt.de/auskunftssysteme/sturzflutgefahrenkarten/sturzflutkarte/,
Zugriff 03/2024
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7.1.

„Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und

Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen" und DIN 1998 „Unterbringung von Leitungen
und Anlagen in öffentlichen Flächen, Richtlinien für die Planung") sowie die Merkblätter
der Deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall (DWA) (Merk-
blatt „DWA-M 162"), des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches (DVGW)
(„DVGW-Merkblatt GW 125°) sowie der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Ver-
kehrswesen (FGSV) (Merkblatt „FGSV Nr. 939°) zum Thema „Bäume, unterirdische Lei-
tungen und Kanäle" zu beachten.

Andernfalls sind auf Kosten des Verursachers, in Absprache mit dem jeweiligen Lei-
tungsträger, geeignete Maßnahmen zum Schutz der Leitungen (z.B. Einbau von Trenn-
wänden) zu treffen.

Im Rahmen von Erschließungs- und Baumaßnahmen ist die jeweils bauausführende
Firma auf ihrer Erkundigungspflicht nach vorhandenen Versorgunganlagen hinzuweisen.

Hinweise der Brandschutzdienststelle der Kreisverwaltung7.

Flächen für die Feuerwehr:

Gemäß 8 15 (4) LBauO - „Landesbauordnung Rheinland-Pfalz" müssen für jede Nut-
zungseinheit in jedem Geschoss mit einem Aufenthaltsraum zwei Rettungswege vor-
handen sein. Sofern der zweite Rettungsweg über die Kraftfahrdrehleiter der Feuerwehr
sichergestellt werden muss, sind Feuerwehrzu- und -durchfahrten sowie Aufstell- und
Bewegungsflächen für die Feuerwehr anzuordnen.

Sofern Gebäude mehr als 50 m von der öffentlichen Verkehrsfläche entfernt liegen, sind
Zu- und Durchfahrten sowie je nach Erfordernis Aufstell- und Bewegungsflächen für die
Feuerwehr anzuordnen. Dies gilt insbesondere für autofreie Siedlungen, Wohnparks,
„Gated Communities", etc.

Einzelheiten zur baulichen Ausführung von Zu- und Durchfahrten und Aufstell- und Be-
wegungsflächen für die Feuerwehr müssen den Anforderungen nach $ 7 der LBauO -

„Landesbauordnung Rheinland-Pfalz" sowie der Richtlinie „Fiächen für die Feuerwehr
(Rheinland-Pfalz) entsprechen.
Die Flächen für die Feuerwehr sind so zu befestigen, dass sie von Feuerwehrfahrzeugen
mit einer zulässigen Gesamtmasse von 16t und einer Achslast von 10t befahren werden
können.

Die Tragfähigkeit von Hofkellerdecken, wie z. B. Decken von Tiefgaragen, ist gesondert
gemäß den Vorgaben von Punkt 1 der Richtlinie zu bemessen und auszuführen.

Die Zu- und Durchfahrten sowie die Aufstell- und Bewegungsflächen für die Feuerwehr
dürfen nicht durch Einbauten eingeengt werden und sind ständig freizuhalten.

Begrünungen im Bereich von Zu- und Durchfahrten sowie Aufstell- und Bewegungsflä-
chen für die Feuerwehr sind so zu planen, anzulegen und zu unterhalten, dass diese die
Zu- und Durchfahrten sowie Aufstell- und Bewegungsflächen für die Feuerwehr nicht
einschränken.

Zusätzlich wird darauf hingewiesen, dass die in der Richtlinie vorgesehenen „Gelände-
streifen frei von Hindernissen" bei Aufstellflächen für die Kraftfahrdrehleiter gleicherma-
ßen wie die Aufstellfläche selbst zu befestigen ist.

Die Kennzeichnung der Zu- und Durchfahrten und Aufstell- und Bewegungsflächen für
die Feuerwehr hat ausschließlich nach den Maßgaben des Bauaufsichtsamtes zu erfol-

gen.
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7.2.

Es bestehen keine Bedenken, am Anfang von Zu- und Durchfahrten für die Feuerwehr
Sperrvorrichtungen (Sperrbalken, Ketten, Sperrpfosten) vorzusehen, wenn sie Ver-
schlüsse erhalten, die mit dem Schlüssel A für Überflurhydranten nach DIN 3223 oder
mit einem Bolzenschneider geöffnet werden können (nicht zu kurze Bügel, & < 8 mm),
oder wenn diese mit einer Verschlusseinrichtung gem. DIN 14925 ausgestattet werden.
Zur Gestaltung von öffentlichen Verkehrsflächen für den Einsatz von Brandbekämp-
fungs- und Rettungsgeräten/Fahrzeugen im Bebauungsgebiet gelten o. g. Punkte ana-
log.

Gebäude, deren zweiter Rettungsweg über Rettungsgeräte der Feuerwehr führt und bei
denen die Oberkante der Brüstungen notwendiger Fenster oder sonstiger zum Anleitern
bestimmte Stellen mehr ais 8 Meter über der Geländeoberfläche liegen, dürfen nur er-
reicht werden, wenn die erforderlichen Rettungsgeräte von der Feuerwehr vorgehalten
werden.

Löschwasserversorgung
Zur Sicherstellung der Löschwasserversorgung ist eine Wassermenge von 800 l/min (48
m?/h) in einem Umkreis von 300 m über einen Zeitraum von mindestens 2 Stunden nach-
zuweisen. Sollten Gebäude mit mehr als drei Vollgeschossen geplant werden, erhöht
sich die erforderliche Löschwassermenge auf 96 m'?/nh.

Die Umkreisregelung gilt nicht über unüberwindbare Hindernisse hinweg. Diese sind zB
Bahntrassen oder mehrstreifige Schnellstraßen sowie große, lang gestreckte Gebäude-
komplexe, die die tatsachliche Laufstrecke zur Löschleitungsverlegung gegenüber dem
Umkreis um die Löschwasserentnahmestellen unverhältnismäßig verlängern Der Nach-
weis der ausreichenden Löschwasserversorgung ist in Abstimmung mit dem örtlich zu-
ständigen Wasserversorgungsunternehmen zu führen und der zuständigen Brand-
schutzdienststelle vor Baubeginn vorzulegen.
Die Entnahmestelien für das Löschwasser (Hydranten im öffentlichen Straßenland) sind
nach den derzeit gültigen technischen Regeln und Arbeitsblättern der „Deutschen Ver-
einigung des Gas- und Wasserfaches - DVGW" zu planen und auszuführen. Sie sind so
anzuordnen, dass sie jederzeit für die Feuerwehr zugänglich sind. Der Abstand zwischen
den Hydranten darf nicht mehr als 150 Meter betragen. Der Anlage von Unterflurhydran-
ten gemäß DIN 3222 ist der Vorrang zu geben.
Die Lage der Löschwasserentnahmestellen ist durch Schilder nach DIN 4066 - Hinweis-
schilder für den Brandschutz - gut sichtbar zu kennzeichnen. Auf 8 28 (2) LBKG RLP -

„Landesgesetz über den Brandschutz, die allgemeine Hilfe und den Katastrophen-
schutz" wird hingewiesen.
Der Netzdruck von mindestens 1,5 bar im öffentlichen Versorgungsnetz ist sicherzustel-
len.

Hinweise zu Blendwirkungen durch Photovoltaikanlagen
Bei einer möglichen Anbringung von Photovoltaikanlagen auf den Dachflächen ist sei-
tens des Vorhabenträgers in eigener Zuständigkeit der Gewährleistungsnachweis zu
führen, dass bei allen Sonnenständen eine Blendbeeinträchtigung des fließenden Ver-
kehrs im Zuge der umliegenden klassifizierten Straßen ausgeschlossen ist.

Sofern es nach der Installation der Module zu Blendwirkungen durch Lichtreflexionen
kommen sollte, sind seitens der Ortsgemeinde bzw. des Vorhabenträgers entspre-
chende Gegenmaßnahmen zu ergreifen sind, um gefährdende Einwirkungen auf die
Verkehrsteilnehmer zu unterbinden.

Seite 14 von 18 BBP Stadtplanung Landschaftsplanung |
Kaiserslautern

| www.bbp-kl.de



Spabrücken Bebauungsplan „Auf der Acht, In der Hübelwiese, In der untersten Hartz, 1. Änderung"
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Alle entstehenden Kosten gehen zu Lasten des Vorhabenträgers bzw. der Gemeinde.

9. DIN-Vorschriften / technische Regelwerke und Vorschriften
Soweit in den textlichen Festsetzungen auf DIN-Normen, sonstige technische Regel-
werke und Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse) Bezug genommen wird, kön-
nen diese bei der Verbandsgemeindeverwaltung Rüdesheim /Nahe, Fachbereich Finan-
zen und Bauen (Nahestraße 63, 55593 Rüdesheim / Nahe) eingesehen werden.

DIN-Vorschriften sind darüber hinaus zu beziehen über den Beuth-Verlag (Beuth- Verlag
GmbH, Burggrafenstraße 66, 10787 Berlin, www.beuth.de)
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D. PFLANZLISTEN

Die hier aufgeführten Pflanzenarten sind eine Auswahl der wichtigsten Arten. Die Listen
sind nicht abschließend. Entscheidend für eine standortgerechte und ökologische Pflan-
zenauswahl ist die Verwendung von einheimischen Gehölzen.

Ergänzend wird auf 8 40 BNatSchG verwiesen, wonach ab dem 1. März 2020 nur ge-
bietseigene Gehölze aus dem Vorkommensgebiet Nr. 4? (Westdeutsches Bergland und

Oberrheingraben) zu verwenden sind. Das Ausbringen gebietsfremder Pflanzen in der
freien Natur bedarf einer Genehmigung der zuständigen Behörde.

Im Plangebiet können durchaus auch Ziergehölze verwendet werden. Hierbei sollte da-
rauf geachtet werden, dass möglichst robuste und einfach blühende Arten und Sorten
gepflanzt werden, die vorzugsweise durch ihre Blüte, Frucht und Dornen/Stacheln be-
sonderen Lebensraum für Vögel und Insekten bieten. Qualifizierte Baumschulen bieten
hierzu Beratung an.

Angegeben sind weiter die Pflanzqualitäten gem. den Gütebestimmungen des BdB
(Bund deutscher Baumschulen). Die grünordnerisch festgesetzten Pflanzungen sind mit
der angegebenen Mindestqualität oder höher durchzuführen. In der Regel ist bei Ge-
hölzpflanzungen ein Raster von 1,5 x 1,5 m einzuhalten bzw. 1 Strauch auf 2 m? zu
rechnen.

Soweit der vorliegende Bebauungsplan nichts anderes regelt oder im Sinne des $ 1

LNRG nichts anderes vereinbart wurde, ist auf die Einhaltung der Grenzabstände nach
dem Nachbarrechtsgesetz Rheinland-Pfalz (88 44 - 47) zu achten. Insbesondere fol-

gende Grenzabstände sind zu beachten:

Die Abstände verdoppeln sich an Grenzen zu landwirtschaftlich, erwerbsgärtnerisch, kleingärtnerisch oder
für den Weinbau genutzten Flächen. Hierbei sind auch Wirtschaftswege zu berücksichtigen.

*Ausgenommen sind sehr stark wachsende Baumarten in den Fällen des $ 44 Nr. 1 a (Ausnahme: Pappel-
Arten - Populus) und Nr. 2 a Wallnuss-Sämlinge, bei denen der 1,5-fache Abstand einzuhalten ist.

3 Gemäß „Leitfaden zur Verwendung gebietseigener Gehölze" des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz
und Reaktorsicherheit, 01/2012
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Bäume (ausgenommen Obst- Obstbäume
bäume)

Sehr stark wachsende Bäume 4,00 m 4,00 m"Walnusssämlinge
Stark wachsende Bäume 2,00 m Kernobst, stark wachsend 2,00 m

u Alle übrigen Bäume 1,50 m Kernobst, schwach wachsend 1,50 m

Sträucher (ausgenommen Bee- Beerenobststräucher .

renobststräucher)
Stark wachsende Sträucher 1,00 m Brombeersträucher 1,00 m

Alle übrigen Sträucher 0,50 m " Alle übrigen Beerenobststräu- 0,50 m

cher

Hecken
u Hecken bis zu 1,00 m Höhe 0,25 m

a Hecken bis zu 1,50 m Höhe 0,50 m

Hecken bis zu 2,00 m Höhe 0,75 m

Hecken über 2,00 m Höhe einen um das Maß der Mehrhöhe größeren
Abstand als 0,75 m
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1. Pflanzliste A: Gestaltung der nicht überbaubaren Flächen von Baugrundstücken
{M1) / Erhalt des Gehölzstreifens (M5)

Bäume 1. Ordnung
Pflanzqualität: Hochstamm, 3xv, Stammumfang 12 bis 14 cm, mit Ballen

Acer platanoides Spitzahorn
Acer pseudoplatanus Bergahorn

Juglans rogia Walnuss
Quercus robur Stieleiche

Bäume 2. Ordnung
Pflanzqualität: Heister, 2xv, Höhe 175 bis 200 cm

Acer campestre Feldahorn

Carpinus betulus Hainbuche

Malus silvestris Wildapfel
Prunus avium Wildkirsche

Pyrus pyraster Wildbirne

Sträucher
Pflanzqualität: Strauch, 2xv, Höhe 100 bis 125 cm

Cornus sanguinea Hartriegel

Corylus avellana Haselnuss
Euonimus europaeus Pfaffenhütchen
Rosa canina Hundsrose
Sambucus nigra Schwarzer Holunder
Viburnum opulus Gemeiner Schneeball

2. Pflanzliste B: Begrünung neuer Stellplätze (M2)

Bäume
Pflanzqualität für die Bäume: Hochstamm, Stammumfang 16 bis 18 cm, mit Ballen

Acer campestre Feidahorn
Acer platanoides Spitz-Ahorn

Carpinus betulus Hainbuche
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ANLAGE:

Vermessung (Faber&Müller Architekten 10/2024)

AUFSTELLUNGSVERMERK

Der Bebauungsplan, bestehend aus Planzeichnung, bauplanungsrechtlichen und bau-

ordnungsrechtlichen Festsetzungen und Begründung stimmt mit allen seinen Bestand-
teilen mit dem Willen des Ortsgemeinderates überein.

Das für den Bebauungsplan vorgeschriebene gesetzliche Verfahren wurde eingehalten.

Der Bebauungsplan wird hiermit ausgefertigt.

n,den & 4
AusgAterigt:

+

ihäannes Thilmann
TÖrtsbürgermeister)
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